
 

 

Synopse 
 
Steuergesetz, Teilrevision (StG Rev 20) 
 

Geltendes Recht 
Beschluss 1. Lesung Kantonsrat, 
14. Mai 2019 

Entwurf Regierungsrat 2. Lesung, 
3. September 2019 

 I.  

 Der Erlass bGS 621.11 (Steuergesetz), Stand 
1. Januar 2019, wird wie folgt geändert: 

 

Art. 21 
3. Selbständige Erwerbstätigkeit 
a) Grundsatz 
 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem Handels-, 
Industrie-, Gewerbe-, Land- und Forstwirtschaftsbe-
trieb, aus einem freien Beruf sowie aus jeder ande-
ren selbständigen Erwerbstätigkeit. 
 
2 Zu den Einkünften aus selbständiger Erwerbstätig-
keit zählen auch alle Kapitalgewinne aus Veräusse-
rung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung 
von Geschäftsvermögen. Der Veräusserung gleich-
gestellt ist die Überführung von Geschäftsvermögen 
in das Privatvermögen oder in ausländische Betriebe 
oder Betriebsstätten. Als Geschäftsvermögen gelten 
alle Vermögenswerte, die ganz oder vorwiegend der 
selbständigen Erwerbstätigkeit dienen sowie Beteili-
gungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft, sofern der Eigentümer letztere im Zeit-
punkt des Erwerbs oder bei Beginn der unbe-
schränkten Steuerpflicht bei Zuzug aus dem Ausland 
zum Geschäftsvermögen erklärt. 
 
3 Für steuerpflichtige Personen, die eine ordnungs-
gemässe Buchhaltung führen, gilt Art. 69 sinnge-
mäss. 
 
4 Kapitalgewinne aus der Veräusserung land- und 

 
 
 
 
 
 
 
 
2 Zu den Einkünften aus selbständiger Erwerbstätig-
keit zählen auch alle Kapitalgewinne aus Veräusse-
rung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung 
von Geschäftsvermögen. Der Veräusserung gleich-
gestellt ist die Überführung von Geschäftsvermögen 
in das Privatvermögen oder in ausländische Betriebe 
oder Betriebsstätten. Als Geschäftsvermögen gelten 
alle Vermögenswerte, die ganz oder vorwiegend der 
selbständigen Erwerbstätigkeit dienen sowie Beteili-
gungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft, sofern der Eigentümer letztere im Zeit-
punkt des Erwerbs oder bei Beginn der unbe-
schränkten Steuerpflicht bei Zuzug aus dem Ausland 
zum Geschäftsvermögen erklärt. Art. 21b bleibt vor-
behalten. 

 

2000.94, 2. Lesung - Beilage 1.2

http://bgs.ar.ch/data/621.11/de


- 2 - 
 
 

 

Geltendes Recht 
Beschluss 1. Lesung Kantonsrat, 
14. Mai 2019 

Entwurf Regierungsrat 2. Lesung, 
3. September 2019 

forstwirtschaftlicher Grundstücke des Geschäftsver-
mögens werden den Einkünften aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit zugerechnet, soweit der Veräusse-
rungserlös die Anlagekosten nicht übersteigt. Art. 
130 gilt sinngemäss. 

 Art.  21b 
Teilbesteuerung der Einkünfte aus Beteiligungen im Geschäftsvermögen 

 

 1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüber-
schüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Anteilen 
an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-
senschaftsanteilen und Partizipationsscheinen sowie 
Gewinne aus der Veräusserung solcher Beteili-
gungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren 
Aufwandes im Umfang von 60 Prozent steuerbar, 
wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Pro-
zent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 

 

 2 Die Teilbesteuerung auf Veräusserungsgewinnen 
wird nur gewährt, wenn die veräusserten Beteili-
gungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der 
steuerpflichtigen Person oder Personenunterneh-
mung waren. 

 

 Art.  21c 
Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten 

 

 1 Für das Einkommen aus Patenten und vergleichba-
ren Rechten bei selbständiger Erwerbstätigkeit ist 
Art. 69a sinngemäss anwendbar. 

 

Art.  23 
4. Bewegliches Vermögen 

  

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Ver-
mögen, insbesondere: 
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a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich Erträge aus 
rückkaufsfähigen Kapitalversicherungen mit Ein-
malprämie im Erlebensfall oder bei Rückkauf, aus-
ser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsor-
ge dienen. Als der Vorsorge dienend gilt die Aus-
zahlung der Versicherungsleistung ab dem vollen-
deten 60. Altersjahr aufgrund eines mindestens 
fünfjährigen Vertragsverhältnisses, das vor Vollen-
dung des 66. Altersjahres begründet wurde; 

  

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzah-
lung von Obligationen mit überwiegender Einmal-
verzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Dis-
kontobligationen), die den Inhabern anfallen; 

  

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüber-
schüsse und geldwerte Vorteile aus Beteiligungen 
aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnenn-
werterhöhungen und dergleichen), soweit sie keine 
Rückzahlung bestehender Kapitalanteile darstel-
len. Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten 
im Sinne von Art. 4a des Bundesgesetzes über die 
Verrechnungssteuer1) an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Vermögensertrag 
gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Ver-
rechnungssteuerforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 
und 1bis VStG); 

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüber-
schüsse und geldwerte Vorteile aus Beteiligungen 
aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnenn-
werterhöhungen und dergleichen), soweit sie keine 
Rückzahlung bestehender Kapitalanteile darstel-
len. Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten 
im Sinne von Art. 4a des Bundesgesetzes über die 
Verrechnungssteuer2) an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Vermögensertrag 
gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Ver-
rechnungssteuerforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 
und 1bis VStG); Abs. 1bis bleibt vorbehalten. 

 

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutz-
niessung oder sonstiger Nutzung beweglicher Sa-
chen oder nutzbarer Rechte; 

  

                                                      
1) VStG (SR 642.21) 
2) VStG (SR 642.21) 
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e) Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanla-
gen, soweit die Gesamterträge die Erträge aus di-
rektem Grundbesitz übersteigen; Einkünfte aus An-
teilen an kollektiven Kapitalanlagen werden den 
Anlegern anteilsmässig zugerechnet; 

  

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern.   

 1bis Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüber-
schüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Anteilen 
an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-
senschaftsanteilen und Partizipationsscheinen (ein-
schliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen 
und dergleichen) sind im Umfang von 60 Prozent 
steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindes-
tens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals 
einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft dar-
stellen. 

 

2 Der Erlös aus Bezugsrechten gilt nicht als Vermö-
gensertrag, sofern sie zum Privatvermögen der 
steuerpflichtigen Person gehören. 

  

Art.  23a 
Besondere Fälle 

  

1 Als Vermögensertrag im Sinne von Art. 23 Abs. 1 
gilt auch: 
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a) der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von 
mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammka-
pital einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft aus dem Privatvermögen in das Geschäfts-
vermögen einer anderen natürlichen oder juristi-
schen Person, soweit innert fünf Jahren nach dem 
Verkauf, unter Mitwirkung des Verkäufers, nicht 
betriebsnotwendige Substanz ausgeschüttet wird, 
die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden 
und handelsrechtlich ausschüttungsfähig war. Dies 
gilt sinngemäss auch, wenn innert fünf Jahren 
mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung ge-
meinsam verkaufen oder Beteiligungen von insge-
samt mindestens 20 Prozent verkauft werden. 
Ausgeschüttete Substanz wird beim Verkäufer ge-
gebenenfalls im Verfahren nach Art. 193 ff. be-
steuert; 

  

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung 
von mindestens 5 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Ge-
nossenschaft aus dem Privatvermögen in das Ge-
schäftsvermögen einer Personenunternehmung 
oder einer juristischen Person, an welcher der 
Veräusserer oder Einbringer nach der Übertragung 
zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, 
soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung 
den Nennwert der übertragenen Beteiligung über-
steigt. Dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere 
Beteiligte die Übertragung gemeinsam vornehmen. 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung 
am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft aus dem Privatver-
mögen in das Geschäftsvermögen einer Perso-
nenunternehmung oder einer juristischen Person, 
an welcher der Veräusserer oder Einbringer nach 
der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am 
Kapital beteiligt ist, soweit die gesamthaft erhalte-
ne Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert 
der übertragenen Beteiligung und den Reserven 
aus Kapitaleinlagen nach Art. 23b übersteigt. Dies 
gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die 
Übertragung gemeinsam vornehmen. 

 

2 Mitwirkung im Sinne von Abs. 1 lit. a liegt vor, wenn 
der Verkäufer weiss oder wissen muss, dass der 
Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kaufpreises 
Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt wer-
den. 
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Art.  23b 
Kapitaleinlageprinzip 

  

1 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und 
Zuschüssen, die von den Inhabern der Beteiligungs-
rechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet wor-
den sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung 
von Grund- oder Stammkapital. 

1 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und 
Zuschüssen, die von den Inhabern der Beteiligungs-
rechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet wor-
den sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung 
von Grund- oder Stammkapital. Abs. 2 bleibt vorbe-
halten. 

 

 2 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert 
ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapital-
einlagen nach Abs. 1 nicht mindestens im gleichen 
Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzah-
lung im Umfang der halben Differenz zwischen der 
Rückzahlung und der Ausschüttung der übrigen Re-
serven steuerbar, höchstens aber im Umfang der in 
der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich 
ausschüttungsfähigen übrigen Reserven. 

 

 3 Abs. 2 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapi-
taleinlagen: 

 

 a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen 
durch Einbringen von Beteiligungs- und Mitglied-
schaftsrechten an einer ausländischen Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft nach Art. 72 Abs. 1 
lit. c oder durch eine grenzüberschreitende Übertra-
gung auf eine inländische Tochtergesellschaft nach 
Art. 72 Abs. 1 lit. d nach dem 24. Februar 2008 ent-
standen sind; 
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 b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fu-
sion oder Umstrukturierung nach Art. 72 Abs. 1 lit. b 
und Abs. 3 oder der Verlegung des Sitzes oder der 
tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 
2008 bereits in einer ausländischen Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft vorhanden waren; 

 

 c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft. 

 

 4 Die Absätze 2 und 3 gelten sinngemäss auch für 
Reserven aus Kapitaleinlagen, die für die Ausgabe 
von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen 
verwendet werden. 

 

 5 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrech-
ten an einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert 
ist, die Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinla-
gen nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Li-
quidationsüberschusses, so vermindert sich der 
steuerbare Anteil dieses Liquidationsüberschusses 
um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und 
der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in 
der Gesellschaft vorhandenen Reserven aus Kapi-
taleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfal-
len. 

 

Art.  24 
5. Unbewegliches Vermögen 

  

1 Steuerbar sind alle Erträge aus unbeweglichem 
Vermögen, insbesondere: 

  

a) alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, 
Nutzniessung oder sonstiger Nutzung; 
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b) der Mietwert von Grundstücken, die der steuer-
pflichtigen Person aufgrund von Eigentum oder ei-
nes unentgeltlichen Nutzungsrechts für den Eigen-
gebrauch zur Verfügung stehen; 

  

c) Einkünfte aus Baurechtsverträgen;   

d) Einkünfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und 
anderen Bestandteilen des Bodens. 

  

2 Als Eigenmietwert gilt der Betrag, den die steuer-
pflichtige Person bei der Vermietung ihres Grund-
stücks als Miete erzielen könnte. Er ist auch dann 
voll steuerbar, wenn das Grundstück zu einem tiefe-
ren Miet- oder Pachtzins einer nahestehenden Per-
son überlassen wird. 

  

3 Die Staatssteuerkommission erlässt die für eine 
gleichmässige Bemessung des Eigenmietwertes 
selbstbewohnter Grundstücke nötigen Richtlinien. 

3 Der Regierungsrat erlässt die für eine gleichmässi-
ge Bemessung des Eigenmietwertes selbstbewohn-
ter Grundstücke erforderlichen Bestimmungen. 

 

 Art.  30a 
Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

 

 1 Für den Abzug von Forschungs- und Entwick-
lungsaufwand bei selbständiger Erwerbstätigkeit ist 
Art. 70a sinngemäss anwendbar. 

 

Art.  31 
b) Abschreibungen, Rückstellungen, Wertberichtigungen 

  

1 Geschäftsmässig begründet sind:   
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a) Abschreibungen, die einem angemessenen Aus-
gleich der in den massgebenden Geschäftsjahren 
eingetretenen Wertverminderung entsprechen, 
soweit sie buchmässig oder, bei vereinfachter 
Buchführung nach Art. 957 Abs. 2 OR1), in beson-
deren Abschreibungstabellen ausgewiesen sind; 
die Staatssteuerkommission kann Richtlinien für 
zusätzliche Sofortabschreibungen erlassen; 

a) Abschreibungen, die einem angemessenen Aus-
gleich der in den massgebenden Geschäftsjahren 
eingetretenen Wertverminderung entsprechen, 
soweit sie buchmässig oder, bei vereinfachter 
Buchführung nach Art. 957 Abs. 2 OR2), in beson-
deren Abschreibungstabellen ausgewiesen sind; 
der Regierungsrat kann Richtlinien für zusätzliche 
Sofortabschreibungen erlassen; 

 

b) Rückstellungen, die dem Ausgleich drohender 
Verluste oder von Verpflichtungen dienen, die im 
Bestand oder dem Umfang nach noch unbestimmt 
sind; 

  

c) Wertberichtigungen, soweit sie einem angemes-
senen Ausgleich der in der Steuerperiode entstan-
denen, vorübergehenden Wertverminderung ent-
sprechen. 

  

2 Rückstellungen, Wertberichtigungen sowie Rückla-
gen für Forschung und Entwicklung können jährlich 
auf ihre geschäftsmässige Begründetheit überprüft 
werden. 

  

Art.  39 
V. Steuerberechnung 
1. Steuertarife 

  

1 Die Einkommenssteuer beträgt (Grundtarif):   

                                                      
1) SR 220 
2) SR 220 

2000.94, 2. Lesung - Beilage 1.2

http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/%20220/de


- 10 - 
 
 

 

Geltendes Recht 
Beschluss 1. Lesung Kantonsrat, 
14. Mai 2019 

Entwurf Regierungsrat 2. Lesung, 
3. September 2019 

a) Für Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe leben, sowie für verwitwete, ge-
richtlich oder tatsächlich getrennt lebende, ge-
schiedene und ledige steuerpflichtige Personen, 
die mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen 
Personen im gleichen Haushalt zusammenleben 
und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten 
(Verheiratetentarif): 

  

1. 0,00 Prozent für die ersten Fr. 16 000   

2. 0,50 Prozent für die weiteren Fr. 2 000   

3. 0,90 Prozent für die weiteren Fr. 3 000   

4. 1,40 Prozent für die weiteren Fr. 5 000   

5. 1,70 Prozent für die weiteren Fr. 9 000   

6. 1,90 Prozent für die weiteren Fr. 15 000   

7. 2,20 Prozent für die weiteren Fr. 15 000   

8. 2,50 Prozent für die weiteren Fr. 20 000   

9. 2,70 Prozent für die weiteren Fr. 25 000   

10. 2,80 Prozent für die weiteren Fr. 60 000   

11. 2,90 Prozent für die weiteren Fr. 230 000   

12. über 400 000: 2,60 Prozent des steuerbaren Ein-
kommens 

  

b) für die übrigen steuerpflichtigen Personen (Allein-
stehendentarif): 
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1. 0,00 Prozent für die ersten Fr. 8 000   

2. 0,60 Prozent für die weiteren Fr. 1 500   

3. 1,00 Prozent für die weiteren Fr. 1 500   

4. 1,50 Prozent für die weiteren Fr. 4 000   

5. 1,80 Prozent für die weiteren Fr. 11 000   

6. 2,20 Prozent für die weiteren Fr. 14 000   

7. 2,40 Prozent für die weiteren Fr. 12 000   

8. 2,60 Prozent für die weiteren Fr. 19 000   

9. 2,70 Prozent für die weiteren Fr. 14 000   

10. 2,80 Prozent für die weiteren Fr. 35 000   

11. 2,90 Prozent für die weiteren Fr. 130 000   

12. über 250 000: 2,60 Prozent des steuerbaren Ein-
kommens 

  

2 Restbeträge von weniger als Fr. 100.– fallen bei 
der Festsetzung des steuerbaren Einkommens aus-
ser Betracht. 

  

3 Der Tarif wird nach den Verhältnissen am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt. 
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4 Für ausgeschüttete Gewinne aus Kapitalgesell-
schaften oder Genossenschaften wird die Steuer zu 
60 Prozent des Satzes des steuerbaren Gesamtein-
kommens berechnet, sofern die steuerpflichtige Per-
son eine Beteiligungsquote von mindestens 
10 Prozent am Kapital hält. 

4 Aufgehoben.  

5 …   

 Art.  69a 
Patente und vergleichbare Rechte 

 

 1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren 
Rechten (Art. 24a StHG1)) wird auf Antrag der steu-
erpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizieren-
den Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum 
gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
pro Patent oder vergleichbares Recht (Nexusquoti-
ent) mit einer Ermässigung von 50 Prozent in die 
Berechnung des steuerbaren Reingewinns einbezo-
gen. 

 

 2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren 
Rechten, die in Produkten enthalten sind, ermittelt 
sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten 
jeweils um 6 Prozent der diesen Produkten zugewie-
senen Kosten sowie um das Markenentgelt vermin-
dert wird. 

 

                                                      
1) (SR 642.14) 
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 3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleich-
baren Rechten erstmals ermässigt besteuert, so 
werden der in vergangenen Steuerperioden bereits 
berücksichtigte Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand sowie ein allfälliger Abzug nach Art. 70a zum 
steuerbaren Reingewinn hinzugerechnet. Im Umfang 
des hinzugerechneten Betrags ist eine versteuerte 
stille Reserve zu bilden. Abs. 4 bleibt vorbehalten. 

 

 4 Auf Antrag hin kann die Hinzurechnung nach 
Abs. 3 auf die ersten fünf Jahre nach Eintritt in die 
Patentbox verteilt und mit den Reingewinnen aus 
Patenten und vergleichbaren Rechten zur Verrech-
nung gebracht werden. Die Verordnung regelt das 
Nähere. 

 

 Art.  70a 
Zusätzlicher Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

 

 1 Der Forschungs- und Entwicklungsaufwand, wel-
cher der steuerpflichtigen Person direkt oder durch 
Dritte im Inland indirekt entstanden ist, wird auf An-
trag um 50 Prozent über den geschäftsmässig be-
gründeten Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
hinaus zum Abzug zugelassen. 

 

 2 Als Forschung und Entwicklung gelten die wissen-
schaftliche Forschung und die wissenschaftsbasierte 
Innovation nach Art. 2 des Bundesgesetzes vom 14. 
Dezember 2012 über die Förderung der Forschung 
und Innovation.1) 

 

 3 Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf:  

                                                      
1) FIFG (SR 420.1) 
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 a) dem direkt zurechenbaren Personalaufwand für 
Forschung und Entwicklung, zuzüglich eines Zu-
schlags von 35 Prozent dieses Personalaufwands, 
höchstens aber bis zum gesamten Aufwand der 
steuerpflichtigen Person; 

 

 b) 80 Prozent des Aufwands für durch Dritte in 
Rechnung gestellte Forschung und Entwicklung. 

 

 4 Ist der Auftraggeber der Forschung und Entwick-
lung abzugsberechtigt, so steht dem Auftragnehmer 
dafür kein Abzug zu. 

 

 Art.  70b 
Entlastungsbegrenzung 

 

 1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach 
Art. 69a Abs. 1 und 2 und Art. 70a darf nicht höher 
sein als 50 Prozent des steuerbaren Gewinns vor 
Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungser-
trag nach den Art. 78 und Art. 79 Abs. 1 und Abs. 2 
ausgeklammert wird, und vor Abzug der vorgenom-
menen Ermässigungen. 

 

 2 Es dürfen weder aus den einzelnen Ermässigun-
gen noch aus der gesamten steuerlichen Ermässi-
gung Verlustvorträge resultieren. 

 

Art.  72 
4. Umstrukturierungen 

  

1 Stille Reserven einer juristischen Person werden 
bei Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der 
Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, 
soweit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht 
und die bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen 
Werte übernommen werden: 
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a) bei der Umwandlung in eine Personenunterneh-
mung oder in eine andere juristische Person; 

  

b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen 
Person, sofern ein oder mehrere Betriebe oder 
Teilbetriebe übertragen werden und soweit die 
nach der Spaltung bestehenden juristischen Per-
sonen einen Betrieb oder Teilbetrieb weiterführen; 

  

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitglied-
schaftsrechten anlässlich von Umstrukturierungen 
oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen; 

  

d) bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbe-
trieben sowie von Gegenständen des betrieblichen 
Anlagevermögens auf eine inländische Tochterge-
sellschaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft, an der die über-
tragende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
zu mindestens 20 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital beteiligt ist. 

  

2 Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft 
nach Abs. 1 lit. d werden die übertragenen stillen 
Reserven im Verfahren nach Art. 193 ff. nachträglich 
besteuert, soweit während den der Umstrukturierung 
nachfolgenden fünf Jahren die übertragenen Vermö-
genswerte oder Beteiligungs- oder Mitgliedschafts-
rechte an der Tochtergesellschaft veräussert wer-
den; die Tochtergesellschaft kann in diesem Fall 
entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reser-
ven geltend machen. 

  

2000.94, 2. Lesung - Beilage 1.2



- 16 - 
 
 

 

Geltendes Recht 
Beschluss 1. Lesung Kantonsrat, 
14. Mai 2019 

Entwurf Regierungsrat 2. Lesung, 
3. September 2019 

3 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften, welche nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmenmehr-
heit oder auf andere Weise unter einheitlicher Lei-
tung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt 
gehaltene Beteiligungen von mindestens 20 Prozent 
am Grund- oder Stammkapital einer anderen Kapi-
talgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder 
Teilbetriebe sowie Gegenstände des betrieblichen 
Anlagevermögens zu den bisher für die Gewinn-
steuer massgeblichen Werte übertragen werden. 
Vorbehalten bleiben: 

  

a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach 
Abs. 1 lit. d; 

  

b) die Übertragung von Gegenständen des betriebli-
chen Anlagevermögens auf eine Gesellschaft, die 
nach Art. 80 und 81 besteuert wird. 

b) Aufgehoben.  

4 Werden im Fall einer Übertragung nach Abs. 3 
während der nachfolgenden fünf Jahre die übertra-
genen Vermögenswerte veräussert oder wird wäh-
rend dieser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, 
so werden die übertragenen stillen Reserven im Ver-
fahren nach Art. 193 ff. nachträglich besteuert. Die 
begünstigte juristische Person kann in diesem Fall 
entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reser-
ven geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfrist-
verletzung unter einheitlicher Leitung zusammenge-
fassten inländischen Kapitalgesellschaften und Ge-
nossenschaften haften für die Nachsteuer solida-
risch. 
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5 Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und 
Passiven einer Kapitalgesellschaft oder einer Ge-
nossenschaft, deren Beteiligungsrechte der über-
nehmenden Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft gehören, ein Buchverlust auf der Beteiligung, 
kann dieser steuerlich nicht abgezogen werden; ein 
allfälliger Buchgewinn auf der Beteiligung wird be-
steuert. 

  

Art.  72a 
Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht 

  

1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der 
Steuerpflicht stille Reserven auf, so unterliegen die-
se nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden 
dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft aus Beteiligungen von mindestens 
10 Prozent am Grund- oder Stammkapital oder am 
Gewinn und an den Reserven einer anderen Gesell-
schaft. 

1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der 
Steuerpflicht stille Reserven einschliesslich des 
selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen 
diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt wer-
den dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft aus Beteiligungen von mindes-
tens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital oder 
am Gewinn und an den Reserven einer anderen Ge-
sellschaft. 

 

2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung 
von Vermögenswerten oder Funktionen aus dem 
Ausland in einen inländischen Geschäftsbetrieb oder 
in eine inländische Betriebsstätte, das Ende einer 
Steuerbefreiung nach Art. 66, der Wechsel von einer 
privilegiert besteuerten Gesellschaft in eine or-
dentlich besteuerte Gesellschaft sowie die Verle-
gung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung 
in die Schweiz. 

2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung 
von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrieben oder 
Funktionen aus dem Ausland in einen inländischen 
Geschäftsbetrieb oder in eine inländische Betriebs-
stätte, das Ende einer Steuerbefreiung nach 
Art. 66 Abs. 1, sowie die Verlegung des Sitzes oder 
der tatsächlichen Verwaltung in die Schweiz. 

 

3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich 
zum Satz abzuschreiben, der für Abschreibungen 
auf den betreffenden Vermögenswerten steuerlich 
angewendet wird. 
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 4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist 
innert zehn Jahren abzuschreiben. 

 

Art.  72b 
Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht 

  

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem 
Zeitpunkt vorhandenen, nicht versteuerten stillen 
Reserven besteuert. 

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem 
Zeitpunkt vorhandenen, nicht versteuerten stillen 
Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen 
Mehrwerts besteuert. 

 

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung 
von Vermögenswerten oder Funktionen in einen 
ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine aus-
ländische Betriebsstätte, der Abschluss der Liquida-
tion, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach 
Art. 66, der Wechsel von einer ordentlich besteuer-
ten Gesellschaft in eine privilegiert besteuerte Ge-
sellschaft sowie die Verlegung des Sitzes oder der 
tatsächlichen Verwaltung ins Ausland. 

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung 
von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrieben oder 
Funktionen aus dem Inland in einen ausländischen 
Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Be-
triebsstätte, der Abschluss der Liquidation, der 
Übergang zu einer Steuerbefreiung nach 
Art. 66 Abs. 1 sowie die Verlegung des Sitzes oder 
der tatsächlichen Verwaltung ins Ausland. 

 

Art.  73 
5. Abschreibungen, Rückstellungen und Wertberichtigungen 

  

1 Geschäftsmässig begründet sind:   

a) Abschreibungen, die einem angemessenen Aus-
gleich der in den massgebenden Geschäftsjahren 
eingetretenen Wertverminderung entsprechen, 
soweit sie buchmässig oder, bei vereinfachter 
Buchführung nach Art. 957 Abs. 2 OR1), in beson-
deren Abschreibungstabellen ausgewiesen sind; 
die Staatssteuerkommission kann Richtlinien für 
zusätzliche Sofortabschreibungen erlassen; 

a) Abschreibungen, die einem angemessenen Aus-
gleich der in den massgebenden Geschäftsjahren 
eingetretenen Wertverminderung entsprechen, 
soweit sie buchmässig oder, bei vereinfachter 
Buchführung nach Art. 957 Abs. 2 OR2), in beson-
deren Abschreibungstabellen ausgewiesen sind; 
der Regierungsrat kann Richtlinien für zusätzliche 
Sofortabschreibungen erlassen; 

 

                                                      
1) SR 220 
2) SR 220 
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b) Rückstellungen, die dem Ausgleich drohender 
Verluste oder von Verpflichtungen dienen, die im 
Bestand oder dem Umfang nach noch unbestimmt 
sind; 

  

c) Wertberichtigungen, soweit sie einem angemes-
senen Ausgleich der in der Steuerperiode entstan-
denen, vorübergehenden Wertverminderung ent-
sprechen. 

  

2 Rückstellungen, Wertberichtigungen sowie Rückla-
gen für Forschung und Entwicklung können jährlich 
auf ihre geschäftsmässige Begründetheit überprüft 
werden. 

  

3 Wertberichtigungen und Abschreibungen auf den 
Gestehungskosten von Beteiligungen, welche die 
Voraussetzungen von Art. 79 Abs. 2 lit. b und Abs. 3 
erfüllen, werden dem steuerbaren Gewinn zuge-
rechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind. 

  

Art.  78 
2. Beteiligungsgesellschaften 
a) Grundsatz 

  

1 Für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
ermässigt sich die Gewinnsteuer im Verhältnis des 
Nettoertrages aus den Beteiligungsrechten zum ge-
samten Reingewinn, wenn die Gesellschaft oder 
Genossenschaft: 

  

a) zu mindestens 10 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital einer anderen Gesellschaft beteiligt 
ist; 

  

b) zu mindestens 10 Prozent am Gewinn und an den 
Reserven einer anderen Gesellschaft beteiligt ist; 
oder 
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c) Beteiligungsrechte im Verkehrswert von mindes-
tens Fr. 1 000 000.– hält. 

  

2 Der Nettoertrag aus Beteiligungen entspricht dem 
Ertrag aus Beteiligungen, abzüglich des darauf ent-
fallenden Finanzierungsaufwandes und eines Betra-
ges von 5 Prozent zur Deckung des Verwaltungs-
aufwandes; der Nachweis des effektiven Verwal-
tungsaufwandes bleibt vorbehalten. Als Finanzie-
rungsaufwand gelten Schuldzinsen sowie weiterer 
Aufwand, der wirtschaftlich den Schuldzinsen gleich-
zustellen ist. 

  

3 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Be-
rechnung der Ermässigung nicht berücksichtigt, so-
weit auf der gleichen Beteiligung eine Abschreibung 
vorgenommen wird, die mit der Gewinnausschüttung 
im Zusammenhang steht. 

  

  4 Bei Konzernobergesellschaften von systemrelevan-
ten Banken nach Art. 7 Abs. 1 des Bankengesetzes 
vom 8. November 19341 werden für die Berechnung 
des Nettoertrags nach Abs. 2 der Finanzierungsauf-
wand und die Forderung in der Bilanz aus konzernin-
tern weitergegebenen Mitteln folgender Anleihen 
nicht berücksichtigt: 

  a) Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit Forde-
rungsverzicht nach Art. 11 Abs. 4 BankG; und 

  b) Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei Insol-
venzmassnahmen im Sinne der Art. 28–32 BankG. 

Art.  80 
3. Holdinggesellschaften 

Art.  80 Aufgehoben.  

                                                      
1  BankG (SR 952.0) 
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1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, de-
ren statutarischer Zweck zur Hauptsache in der dau-
ernden Verwaltung von Beteiligungen besteht und 
die in der Schweiz keine Geschäftstätigkeit ausüben, 
entrichten keine Gewinnsteuer, sofern die Beteili-
gungen oder die Erträge aus den Beteiligungen län-
gerfristig mindestens 65 Prozent der gesamten Akti-
ven oder Erträge ausmachen. 

  

2 Erträge aus im Kanton gelegenen Grundeigentum 
solcher Gesellschaften und Genossenschaften wer-
den zum ordentlichen Tarif besteuert. Dabei werden 
auch die einer üblichen hypothekarischen Belastung 
entsprechenden Abzüge gewährt. 

  

3 Von der Ermässigung ausgeschlossen sind Ein-
künfte, für die eine Entlastung von ausländischen 
Quellensteuern beansprucht wird und für die der 
Staatsvertrag die ordentliche Besteuerung in der 
Schweiz voraussetzt. 

  

Art.  81 
4. Verwaltungsgesellschaften 

Art.  81 Aufgehoben.  

1 Für die Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften, 
Genossenschaften und Stiftungen, die in der 
Schweiz eine Verwaltungstätigkeit, aber keine Ge-
schäftstätigkeit ausüben, gelten folgende Bestim-
mungen: 

  

a) Erträge aus Beteiligungen gemäss Art. 78 sowie 
Kapital- und Aufwertungsgewinne auf solchen Be-
teiligungen sind steuerfrei; 

  

b) die übrigen Einkünfte aus der Schweiz werden 
zum ordentlichen Tarif besteuert; 
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c) die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden 
nach der Bedeutung der Verwaltungstätigkeit in 
der Schweiz zum ordentlichen Tarif besteuert; 

  

d) der geschäftsmässig begründete Aufwand, der mit 
bestimmten Einkünften in wirtschaftlichem Zu-
sammenhang steht, wird von diesen vorweg abge-
zogen. Verluste auf Beteiligungen gemäss 
Abs. 1 lit. a können nur mit Erträgen gemäss 
Abs. 1 lit. a verrechnet werden. 

  

2 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, de-
ren Geschäftstätigkeit überwiegend auslandsbezo-
gen ist und die in der Schweiz nur eine untergeord-
nete Geschäftstätigkeit ausüben, entrichten die Ge-
winnsteuer gemäss Abs. 1. Die übrigen Einkünfte 
aus dem Ausland gemäss Abs. 1 lit. c werden nach 
Massgabe des Umfangs der auslandsbezogenen 
Geschäftstätigkeit in der Schweiz besteuert. 

  

3 Von der Ermässigung ausgeschlossen sind Ein-
künfte, für die eine Entlastung von ausländischen 
Quellensteuern beansprucht wird und für die der 
Staatsvertrag die ordentliche Besteuerung in der 
Schweiz voraussetzt. 

  

Art.  82 
5. Besondere Bestimmungen für Holding- und Verwaltungsgesellschaften 

Art.  82 Aufgehoben.  

1 Werden Aktiven, die zu Buchwerten in eine nach 
Art. 80 oder 81 besteuerte Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft gelangt sind, innert zehn Jahren 
veräussert oder aufgewertet, wird eine Jahressteuer 
zum ordentlichen Tarif erhoben. Es werden keine 
Abzüge gewährt. Vorbehalten bleiben die besonde-
ren Bestimmungen bezüglich Liegenschaften und 
Beteiligungen. 
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2 Eine Sitzverlegung ins Ausland oder in einen ande-
ren Kanton gilt als Veräusserung beziehungsweise 
als Aufwertung. 

  

Art.  87 
2. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
a) Allgemeines 

  

1 Das steuerbare Eigenkapital besteht bei Kapitalge-
sellschaften und Genossenschaften aus dem einbe-
zahlten Aktien-, Grund- oder Stammkapital, dem 
Partizipationskapital, den in der Handelsbilanz aus-
gewiesenen Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen 
im Sinne von Art. 23b, den offenen und den aus ver-
steuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven. 

  

2 Bei Holding- und Verwaltungsgesellschaften kommt 
zusätzlich jener Teil der stillen Reserven hinzu, der 
im Fall der Gewinnbesteuerung aus versteuertem 
Gewinn gebildet worden wäre. 

2 Das steuerbare Eigenkapital ermässigt sich im 
Verhältnis der Beteiligungen nach Art. 78 Abs. 1, der 
Patente und vergleichbaren Rechte nach Art. 69a 
und der Darlehen an Konzerngesellschaften zu den 
gesamten Aktiven. 

 

3 Bei Nutzniessung wird das steuerbare Eigenkapital 
um das Reinvermögen aus der Nutzniessung erhöht 
und nach den für die Vermögenssteuer natürlicher 
Personen geltenden Grundsätzen bewertet. 

  

Art.  90 
II. Steuerberechnung 

  

1 Die Kapitalsteuer beträgt: 1 Die einfache Steuer beträgt 0.065 Promille des 
steuerbaren Eigenkapitals; vorbehalten bleibt Abs. 2. 

 

a) für Holding- und Verwaltungsgesellschaften ge-
samthaft 0,15 Promille des steuerbaren Eigenkapi-
tals, mindestens aber Fr. 900.–; 

a) Aufgehoben.  
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b) für die anderen juristischen Personen eine einfa-
che Steuer von 0,1 Promille des steuerbaren Ei-
genkapitals, mindestens aber eine Steuer von 
Fr. 900.–. 

b) Aufgehoben.  

2 Für Beteiligungsgesellschaften ermässigt sich die 
Steuer auf dem Eigenkapital im Verhältnis der Betei-
ligungen zu den gesamten Aktiven. 

2 Die Kapitalsteuer beträgt mindestens Fr. 900.-.  

3 Eigenkapital der Vereine, Stiftungen und übrigen 
juristischen Personen, einschliesslich der kollektiven 
Kapitalanlagen, unter Fr. 50 000.– wird nicht besteu-
ert. 

  

Art.  151 
Staatssteuerkommission 

Art.  151 Aufgehoben.  

1 Die Staatssteuerkommission kann Weisungen über 
den Vollzug dieses Gesetzes erlassen. Sie kann sich 
über die Veranlagungspraxis orientieren. 

  

2 Die Staatssteuerkommission steht unter dem Vor-
sitz der Vorsteherin oder des Vorstehers des Depar-
tements Finanzen und besteht im übrigen aus vier 
weiteren vom Regierungsrat gewählten Mitgliedern. 

  

 Art.  285e 
13. Sondersteuer auf aufgedeckten stillen Reserven 

 

 1 Wurden juristische Personen nach  Art. 80-82 bis-
herigen Rechts besteuert, werden die bei Ende die-
ser Besteuerung bestehenden stillen Reserven ein-
schliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts, so-
weit diese bisher nicht steuerbar gewesen wären, im 
Falle ihrer Realisation innert der nächsten fünf Jahre 
gesondert besteuert. 
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 2 Die Höhe der von der juristischen Person geltend 
gemachten stillen Reserven einschliesslich des 
selbst geschaffenen Mehrwerts wird von der Kanto-
nalen Steuerverwaltung mittels Verfügung festge-
setzt. 

 

 3 Der für die gesonderte Besteuerung nach Abs. 1 
massgebliche Steuersatz beträgt gesamthaft: 

 

 a) für die Geschäftsjahre eins bis drei nach Aufhe-
bung von Art. 80-82                                   1.3% 

 

 b) für die Geschäftsjahre vier und fünf nach Aufhe-
bung von Art. 80-82                                   2.6% 

 

 4 Abschreibungen auf stillen Reserven einschliess-
lich des selbstgeschaffenen Mehrwerts, die bei Ende 
der Besteuerung nach Art. 80-82 bisherigen Rechts 
aufgedeckt wurden, werden in die Berechnung der 
Entlastungsbegrenzung nach Art. 70b einbezogen. 

 

 II.  

 Der Erlass bGS 822.41 (Einführungsgesetz zum 
Bundesgesetz über die Familienzulagen; EG zum 
FamZG), Stand 1. Juni 2016, wird wie folgt geändert: 

 

Art.  5 
Höhe der Zulagen 

  

1 Die Kinder- und Ausbildungszulagen entsprechen 
den Ansätzen gemäss Bundesrecht. 

1 Die Kinderzulage beträgt Fr. 230.– und die Ausbil-
dungszulage Fr. 280.– pro Monat. 

 

2 Der Kantonsrat ist ermächtigt, die Höhe der Kinder- 
und Ausbildungszulagen gemäss Abs. 1 bis höchs-
tens 20 Prozent über den Mindestansätzen des 
Bundesrechts festlegen. 

2 Aufgehoben.  
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 III. III. 

 Keine Fremdaufhebungen. Der Erlass bGS 626.31 Verordnung über die pau-
schale Steueranrechnung vom 11. Dezember 19671) 
wird aufgehoben. 

   

 IV.  

 Diese Änderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum. Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttre-
ten. 

 

 

                                                      
1) Abl. aGS IV/479 
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